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Arbeitsunfall: keine Verletzten-
rente bei grobem Verkehrsverstoß
 
Die gesetzliche Unfallversicherung 
kann Leistungen kürzen oder ver-
weigern, wenn ein Arbeitsunfall bei 
einer durch den Versicherten be-
gangenen Straftat eintritt. So ver-
sagte das Bundessozialgericht ei-
nem Versicherten, der auf einer 
Fahrt zur Arbeit in grob fahrlässiger 
Weise vor einer Bergkuppe und 
einer Rechtskurve eine Fahrzeug-
kolonne überholt hatte und dabei 
mit einem entgegenkommenden
Fahrzeug zusammengestoßen war, 
die Zahlung der beantragten Ver-
letztenrente. 
 
Urteil des BSG vom  
18.03.2008 - B 2 U 1/07 

 

 

Betriebliches Fußballspiel nicht 
versichert 

 

Die gesetzliche Unfallversicherung 
ist wegen einer Verletzung eines Ar-
beitnehmers beim Betriebssport nur 
dann zu Leistungen verpflichtet, 
wenn der Sport einen Ausgleich zur 
täglichen Arbeit darstellt. Nach Auf-
fassung des Sozialgerichts Dort-
mund bieten Mannschaftssportarten 
wie Fußball keinen Ausgleich zur 
Belastung am Arbeitsplatz. Ziel sol-
cher Aktivitäten ist es, Wettbewerbe 
zu gewinnen und nicht die körper-
liche Fitness zu fördern. Dies ist 
insbesondere dann anzunehmen, 
wenn auch eine nicht unerhebliche 
Anzahl Betriebsfremder an den 
sportlichen Aktivitäten teilnimmt. 
 
Urteil des LSG Nordrhein-Westfalen 
vom 12.10.2007 - 15 U 297/07 
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Unfallschaden: Pflicht zu 
möglichst günstiger Reparatur 

 
Ein vom Unfallgeschädigten beauf-
tragter Sachverständiger legt bei 
seiner Kalkulation stets die von ei-
ner Fachwerkstatt berechneten Prei-
se zugrunde. Hiergegen setzen sich 
die Haftpflichtversicherungen zuneh-
mend dadurch zur Wehr, dass sie 
den Geschädigten auf eine ohne 
weiteres zugängliche günstigere und 
dabei gleichwertige Reparaturmög-
lichkeit verweisen. Das Landgericht 
Potsdam hat hierzu entschieden, 
dass der Geschädigte eine günsti-
gere Reparatur auch dann nicht 
verweigern darf, wenn es sich um 
eine freie, also nicht markenge-
bundene Werkstatt handelt. Insbe-
sondere Karosserieschäden könn-
ten dort genauso fachgerecht besei-
tigt werden wie in einer Vertrags-
werkstatt. 
 
Urteil des LG Potsdam vom 
23.02.2008 - 13 S 102/07 
 

Bankrecht 
 

Vollstreckungsschutz bei 
Pfändung in das gemeinsame 

Girokonto von Eheleuten 
 
Nach dem Gesetz sind bestimmte 
Einkünfte eines Schuldners vor einer 
Kontopfändung des Gläubigers ge-
schützt (Arbeitseinkommen bis zur 
Pfändungsfreigrenze, Erziehungs-
geld, Arbeitslosenhilfe, Unterhalts-
renten etc.).  
 
Pfändet der Gläubiger den einer 
Mitschuldnerin und Ehefrau zuste-
henden Auszahlungsanspruch aus 
einem Girokontovertrag, können die 
Eheleute die Vollstreckung abwen-
den, soweit das Guthaben auf dem 
Girokonto aus der Überweisung von 
unpfändbarem Arbeitseinkommen 

des Ehemannes herrührt. 
 
Urteil des BGH  
vom 27.03.2008 
VII ZB 32/07 

 

Verkehrsrecht 
 
Hundehalter haftet für Losreißen 

des angeleinten Hundes 
 

Eine 13-Jährige führte den Hund 
eines Bekannten auf einem Radweg 
entlang der Bundesstraße aus, als 
sich der angeleinte Vierbeiner un-
vermittelt losriss und auf die Fahr-
bahn lief. Der Hund und das ihm 
hinterher laufende Mädchen zwan-
gen einen Autofahrer zum plötz-
lichen Ausweichen nach links. Dabei 
kollidierte er mit einem anderen Pkw. 
Der verunglückte Fahrer verklagte 
den Hundehalter auf Ersatz des 
entstandenen Blechschadens von 
rund 5.000 Euro. 
 
Das Landgericht Coburg bestätigte 
dem Autofahrer, er habe sich völlig 
korrekt verhalten und mit seiner 
schnellen Reaktion Schlimmeres ver-
hindert. Damit, dass sich der Hund 
losreißt und plötzlich auf die Straße 
läuft, musste er nicht rechnen. Ihm 
war daher auch kein Mitverschulden 
anzulasten. Der Hundehalter bzw. 
dessen Versicherung musste den 
gesamten Schaden ersetzen. 
 
Urteil des LG Coburg  
vom 28.09.2007 
22 O 283/07 

 

 

Gebrauchtwagenkauf: 
Nutzungsausfall während 

Nachbesserung 
 
Der Käufer eines Gebrauchtwagens 
kann für die Dauer der Nachbes-
serung vom Verkäufer Nutzungs-
ausfallentschädigung verlangen, 

wenn der Verkäufer den Mangel zu 
vertreten hat.  
 
Dies nahm das Landgericht Krefeld 
in einem Fall an, in dem ein Auto-
händler entgegen den Angaben im 
Kundendienstheft den Zahnriemen 
nicht ausgetauscht hatte und durch 
einen späteren Riss des alten Zahn-
riemens ein Motorschaden entstan-
den ist. 
 
Urteil des AG Krefeld vom 
24.09.2007 
1 S 21/07 
 

Talweg 7 -  54516 Wittlich
Tel: 06571 - 91 24-0 

eMail: kanzlei@bastgen.com

Ausgabe

06/

2008

RECHT aktuell 

RECHTRECHTRECHTRECHT  a k t u e l l  

 



 

§ § § § § § § § § § § § § § § § § § 

Mietrecht 
§ § § § § § § § § § § § § § § § § § 

 

BGH zu den Folgen exzessiven 
Rauchens in Mietwohnung 

 

Exzessives Rauchen in einer Woh-
nung kann dann über den vertrags-
gemäßen Gebrauch der Mietsache 
hinausgehen und daher eine Scha-
densersatzpflicht des Mieters be-
gründen, wenn sich die hierdurch ver-
ursachten Verschlechterungen der 
Wohnung nicht mehr durch übliche 
Schönheitsreparaturen beseitigen 
lassen, sondern darüber hinausge-
hende Instandsetzungsarbeiten not-
wendig werden. Zu denken ist dabei 
insbesondere an Abschlagen des 
Putzes oder Herausreißen der Bö-
den, um die mit üblichen Maßnah-
men nicht mehr zu beseitigenden 
Geruchsrückstände aus der Woh-
nung herauszubringen. Eine Scha-
densersatzpflicht besteht auch dann, 
wenn der Mieter mangels (wirksa-
mer) Vereinbarung überhaupt nicht 
zur Durchführung von Schönheits-
reparaturen verpflichtet ist. 
 

Lassen sich die vom Vermieter 
behaupteten Spuren des Tabakkon-
sums des Mieters durch „normale“ 
Schönheitsreparaturen wie Tapezie-
ren und Anstreichen beheben, kann 
der Vermieter keinen Schadenser-
satz verlangen.  
 

Urteil des BGH vom  
05.03.2008 - VIII ZR 37/07 

 

 

Umlage von Wasserkosten 
 

Der Vermieter ist zu einer Umlage 
der Wasserkosten nach Verbrauch 
zumindest so lange nicht verpflich-
tet, wie nicht alle Mietwohnungen 
eines Gebäudes mit Wasserzählern 
ausgestattet sind. Legt der Vermie-
ter von Wohnraum in Ermangelung 
von Wasserzählern die Kosten der 
Wasserversorgung und Entwässe-
rung nach dem Anteil der Wohnflä-
che um, genügen bloße Zweifel des 
Mieters an der Billigkeit dieses Maß-
stabs nicht, um eine Änderung des 
Umlageschlüssels zu rechtfertigen.
Der Mieter muss vielmehr eine un-
sachgemäße Kostenverteilung an-
hand konkreter Berechnungen nach-
weisen. 
 

Urteil des BGH vom  
12.03.2008 - VIII ZR 188/07 

Erbrecht 
 

Doppelbelastung durch 

Erbschaftssteuer und 
Steuernachzahlung 

 

Ein Mann erbte ein beträchtliches 
Vermögen von seiner Großmutter. 
Bei einem Nachlass von 870.000 
Euro war auch die Zahlung von 
190.000 Euro Erbschaftssteuer noch 
zu verschmerzen. Jahre später kam 
das Finanzamt dahinter, dass die 
alte Dame Kapitaleinkünfte in be-
trächtlicher Höhe nicht versteuert 
hatte und forderte von dem Erben 
230.000 Euro nach. Der beglich die 
Steuerschuld, wollte den Betrag 
aber als Nachlassverbindlichkeit ge-
wertet sehen, um wenigstens einen 
Teil der gezahlten Erbschaftssteuer 
zurückzubekommen. 
 

Dies lehnte der Bundesfinanzhof mit 
der Begründung ab, der Erb-
schaftssteuerbescheid sei längst 
rechtskräftig geworden und könne 
daher nicht mehr abgeändert wer-
den. Der Enkel musste sich daher 
mit der Doppelbelastung von unver-
änderter Erbschaftssteuer und 
Steuernachzahlung abfinden. 
 

Urteil des BFH vom  
14.11.2007 - II R 3/06 

Steuerrecht 
 

Barzahlung einer haushaltsnahen 
Dienstleistung 

 
Wer sog. haushaltsnahe Dienstleis-
tungen von der Steuer absetzen 
will, sollte unbedingt auf die Art der 
Bezahlung achten. Eine Steuerer-
mäßigung für derartige Dienstleis-
tungen kommt gemäß § 35a Abs. 2 
EStG nämlich nur bei unbarer 
Zahlung auf das Konto des Leis-
tungserbringers (z.B. Handwerker) 
in Betracht.  
 
Barzahlungen sind nach einem Ur-
teil des Finanzgerichts Sachsen-
Anhalt auch dann nicht anzuerken-
nen, wenn der Leistungserbringer 
die Zahlung auf der Rechnung ver-
merkt oder sein Steuerberater die 
steuerwirksame Verbuchung der 
Zahlung schriftlich bestätigt hat. 
 
Urteil des FG Sachsen-Anhalt  
vom 28.02.2008  
1 K 791/07 

Familienrecht 
 

Kindesunterhalt: keine Kürzung 
wegen hoher Fahrtkosten 

 
Ein unterhaltsberechtigtes Kind muss 
sich eine Kürzung seiner Unter-
haltsansprüche wegen der finan-
ziellen Belastung des unterhalts-
pflichtigen Vaters durch Fahrten zu 
der ca. 100 km entfernten Arbeits-
stätte nicht gefallen lassen. Das 
Brandenburgische Oberlandesge-
richt hält es bei dieser Entfernung 
zwischen Wohnort und Arbeitsstätte 
für den Unterhaltspflichtigen zumut-
bar, den Wohnort zu wechseln und 
in die Nähe seiner Arbeitsstätte zu 
ziehen, um so die Fahrtkosten zu 
reduzieren.  
 
Urteil des OLG Brandenburg vom 
13.11.2007 - 10 UF 230/06 

 

 

Prominente können Fortführung 
ihres Namens untersagen 

 
Prominente können ein Interesse 
daran haben, dass ihr Name im 
Falle einer Scheidung vom Ehe-
gatten, egal ob mit oder ohne 
Zusatz des eigenen Namens, nicht 
weitergeführt wird. Der Bundesge-
richtshof erklärte eine entspre-
chende ehevertragliche Abrede, in 
der sich der Ehegatte, dessen Na-
me nicht zum Ehenamen bestimmt 
worden ist, verpflichtete, im Falle 
der Auflösung der Ehe seinen 
Geburtsnamen oder den von ihm 
bis zur Bestimmung des Ehena-
mens geführten Namen wieder an-
zunehmen, grundsätzlich für zu-
lässig.  
 
Dem Verlangen des prominenten 
Ehegatten stehen auch nicht eine 
vergleichsweise lange Ehedauer 
(hier 15 Jahre) und das Interesse 
des verpflichteten Ehegatten an der 
Namenseinheit mit den aus der Ehe 
hervorgegangenen Kindern ent-
gegen. 
 
Urteil des BGH  
vom 06.02.2008 
XII ZR 185/05 
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